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Auskunft über den Umfang des Versicherungsschutzes für eine beabsichtigte Heilbehandlung (hier: Hyperthermie)

Sehr geehrte Damen und Herren,

gemäß § 192 Abs. 8 VVG bitte ich um Auskunft über den Versicherungsschutz für eine beabsichtigte Heilbehandlung.
Die konkret geplante Methode einschließlich ihrer zeitlichen Dauer und der voraussichtlichen Kosten ergeben sich aus dem als
Anlage 01

beiliegenden Behandlungsplan des Dr. Max Mustermann vom 11. Mustermonat 2021.
 
Vorsorglich führe ich aus:
1. Nach dem Versicherungsvertrag besteht ein Anspruch auf Erstattung der Aufwendungen für die ärztliche Behandlung, sofern diese medizinisch notwendig ist. Ferner besteht eine Leistungspflicht für solche Methoden und Arzneimittel, die sich in der Praxis als ebenso erfolgversprechend bewährt haben bzw. die angewendet werden, weil keine (weiteren) schulmedizinischen Methoden oder Arzneimittel zur Verfügung stehen. 
Wird - wie bei mir - eine lebensbedrohende Erkrankung therapiert, ist von der medizinischen Notwendigkeit der Behandlung bereits dann auszugehen, wenn sie als wahrscheinlich geeignet angesehen werden kann, zumindest auf eine Verlangsamung der Erkrankung hinzuwirken (BGHZ 133, 208, 215). 
Es ist in diesem Fall nicht erforderlich, dass der Behandlungserfolg näher liegt als sein Ausbleiben; vielmehr reicht es aus, wenn die Behandlung mit nicht nur ganz geringer Erfolgsaussicht das Erreichen des Behandlungsziels als möglich erscheinen lässt (statt aller: BGHZ 133, 208, 215; BGHZ 164, 122, 127; LG Köln vom 06. Dezember 2011, 23 O 275/11; umfangreiche Nachweise auch bei Dierks/Finn in: Handbuch des Pharmarechts, § 7 Rn. 194 ff.) 

2. Gemessen hieran dürfte die geplante Behandlung medizinisch notwendig sein: 
Zum einen kann die beabsichtigte Hyperthermie angesichts der aktuellen Datenlage als geeignet angesehen werden, zumindest auf eine Verlangsamung meiner Erkrankung hinzuwirken.

Dies ergibt sich aus folgenden Unterlagen:

Zum anderen stehen für meine Behandlung aus schulmedizinischer Sicht weitere Methoden oder Arzneimittel auch nur noch sehr bedingt zur Verfügung
: 
· Sämtliche Methoden wurden ausgeschöpft, ohne dass eine Progression der Erkrankung aufgehalten werden konnte.

· Die (jetzt) noch zur Verfügung stehenden leitliniengerechten Methoden können aufgrund einer individuellen Unverträglichkeit nicht zur Anwendung kommen.

Insgesamt besteht somit - aus meiner Sicht – Versicherungsschutz für die geplante Behandlung; ich bitte diesbezüglich höflich um Bestätigung.
Sollten aus Ihrer Sicht noch weitere Befunde oder Unterlagen einzureichen sein, bitte ich um kurzfristigen Hinweis; ich werde diese dann umgehend vorlegen.

Letztlich bitte ich im Hinblick auf die Schwere meiner Erkrankung und die hiermit einhergehende Dringlichkeit um möglichst zeitnahe Entscheidung. Insoweit wiederum sollte auch bedacht werden, dass durch die geplante Behandlung auch nicht erhebliche Kosteneinsparungen gegenüber einer klassischen Weiterbehandlung realisiert werden können. 
Für Rückfragen jedweder Art stehe ich unter den o. g. Kontaktdaten jederzeit zur Verfügung.
Mit freundlichen Grüßen

Max Mustermann




Anmerkungen: 





Bei diesem Muster handelt es sich um eine Vorlage für ein Auskunftsverlangen nach § 192 Abs. 8 S. 1 VVG:





Nach dieser Vorschrift kann der Versicherungsnehmer vor Beginn einer Heilbehandlung, deren Kosten voraussichtlich 2.000,-- übersteigen werden, von dem Versicherer in Textform Auskunft über den Umfang des Versicherungsschutzes für diese beabsichtigte Heilbehandlung verlangen. 





Diese Auskunftsverpflichtung des Versicherers muss zwar nicht in Anspruch genommen werden, eine entsprechende Anfrage empfiehlt sich aber nicht nur wegen des Erkenntnisgewinns über die Leistungswilligkeit der eigenen Krankenversicherung, sondern zusätzlich auch wegen der gesetzlichen „Genehmigungsfiktion“:





Wird die Auskunft vom Versicherer nicht innerhalb der gesetzlich vorgegebenen Frist von zwei bzw. vier Wochen erteilt, wird gemäß § 192 Abs. 8 S. 3 VVG (jedenfalls bis zum Beweis des Gegenteils) die medizinische Notwendigkeit der beabsichtigten Behandlung vermutet und hierbei handelt es sich durchaus um eine gewichtige Beweiserleichterung.





Überarbeitet wurde dieses Dokument zuletzt am: 04. Mai 2021 (v08_fb) und für eine möglichst zielführende Verwendung beachten Sie bitte folgende Hinweise entsprechend der nummerierten Endnoten im Dokument:





� 	Diesen Antrag habe ich exemplarisch am Beispiel einer hyperthermischen Behandlung erstellt.  Selbstverständlich können Sie das Muster auf jede andere Heilbehandlungsmethode anpassen und entsprechend verwenden; Leistungsvoraussetzungen und Argumentationsstruktur sind grundsätzlich identisch.





�  	Sie sollten die begehrte Behandlung möglichst exakt bezeichnen, im Idealfall durch einen der eigentlichen Anfrage als Anlage beiliegenden Behandlungsplan Ihres Arztes oder Therapeuten. Die Regelung in § 192 Abs. 8 S. 2 VVG schreibt nämlich vor, dass der Versicherer auf einem vorgelegten Behandlungsplan (wie auch auf sonstige vorgelegte Unterlagen) „einzugehen“ hat und geschieht dies nicht innerhalb der gesetzlich vorgeschriebenen Frist von zwei bzw. vier Wochen, wird der Versicherungsschutz für die geplante Behandlung gesetzlich fingiert (jedenfalls bis der Versicherer das Gegenteil bewiesen hat).





Um den Umfang der gesetzlichen Fiktion – in der Praxis eine erhebliche Beweiserleichterung – möglichst klar zu fixieren, sollte sich der Behandlungsplan  sowohl zu den voraussichtlichen Kosten als zu der geschätzten zeitlichen Ausdehnung verhalten, z. B. „regionale Tiefenhyperthermie 1 x pro Woche für zunächst drei Kalendermonate, mithin 12 Sitzungen insgesamt, liquidiert jeweils nach Ziff. 5854 GOÄ zu 145,14 EUR; voraussichtliche Kosten insgesamt: 1.741,68 EUR).








�  	Hier müssen Sie darlegen, dass und warum die Durchführung der verfahrensgegenständlichen Methode - und zwar in Ihrem ganz konkreten Fall – „mit nicht nur ganz geringer Erfolgsaussicht für das Erreichen des Behandlungsziels“ als möglich erscheinen lässt, wie die Rechtsprechung für den Nachweis der medizinischen Notwendigkeit fordert.





Dies ist grundsätzlich auf verschiedenen Wegen möglich, wobei die nach meiner Erfahrung zielführenden Strategien– bei absteigender Reihenfolge ihrer Argumentationskraft -  die folgenden sind:  





Im Idealfall können Sie auf Publikationen verweisen, die nach den Maßstäben der evidenzbasierten Medizin einen klinisch relevanten Vorteil der begehrten Behandlung für die diagnostizierte Erkrankung in ihrem ganz konkreten Stadium (idealiter sogar noch bei identischer Vorbehandlung) belegen. 





Dies wird vergleichsweise selten der Fall sein (lägen sog. Phase-III-Studien für die verfahrensgegenständliche Erkrankung in dem verfahrensgegenständlichen Stadium vor und bestünde demgemäß ein wissenschaftlicher Konsens über den therapeutischen Nutzen, würde der Versicherer im Zweifel nicht durch eine pauschale Ablehnung ein (nicht unerhebliches) Prozesskostenrisiko eingehen - und eine (gerichtliche) Auseinandersetzung somit obsolet). 





Überwiegend wird man deshalb auf „Transferwissen“ zurückgreifen müssen, mithin auf:





Veröffentlichungen für die konkret verfahrensgegenständliche Erkrankung, die weniger aussagekräftig als große Studie sind, gleichwohl aber einen gewissen Nachweiswert haben (wie etwa größe Anwendungsstudien oder retrospektive Kasuistiken oder Fall-/Erfahrungsberichte o. ä.)





Arbeiten, die zwar für eine andere als die konkret verfahrensgegenständliche Erkrankung oder das konkret verfahrensgegenständliche Krankheitsstadium durchgeführt wurden, aber aufgrund einer gewissen Vergleichbarkeit ebenfalls für einen (potentiellen) Nutzen des postulierten Wirkmechanismus der streitgegenständlichen Methode auch in der verfahrensgegenständlichen Situation sprechen. (So kann beispielsweise Wirksamkeitsnachweis bei Patienten mit weit fortgeschrittenem Lungenkrebs (Junwen Ou et al) auch für einen benefit in früheren Stadien sprechen o. ä.)








Ergänzend kann und sollte – falls möglich – stets auch der individuelle Therapieverlauf als „Beleg“ für die Erfolgsaussicht der begehrten Methode herangezogen werden. Dies ist bei frühzeitiger Antragstellung schon vor Behandlungsbeginn erst im gerichtlichen Verfahren möglich und im Zweifel auch kein aus wissenschaftlicher Sicht valides Argument, gleichwohl kann ein (überraschend) positiver Verlauf im unmittelbaren zeitlichen Zusammenhang mit der Durchführung der beabsichtigten Methode (vielleicht sogar dort, wo die konventionellen Therapie über viele Jahre keinen spürbaren Fortschritt bewirken konnte) erfahrungsgemäß durchaus den Ausschlag in Richtung einer fürsprechenden Entscheidung geben.





Unabhängig davon ist auch nach den wissenschaftlichen Kausalitätsbewertungskriterien ein Behandlungserfolg im unmittelbaren zeitlichen Zusammenhang mit der durchgeführten Methode ein Indiz für dereb Ursächlichkeit und somit im weiteren Sinne auch für die Wirksamkeit der jeweiligen Heilbehandlung im ganz konkreten Fall. 








� 	Flankierend und ergänzend empfiehlt sich, (falls zutreffend) darzulegen, dass und warum konventionelle Methoden entweder erfolglos zur Anwendung kamen oder aufgrund von Unverträglichkeiten etc. in Ihrem ganz konkreten Einzelfall nicht (mehr) zur Anwendung kommen können. 





Hier bestehen gewisse Paralllelen zum Leistungsrecht der Gesetzlichen Krankenversicherung; je nachvollziehbarer Sie in diesem Zusammenhang darlegen können, dass 





sämtliche der durchgeführten konventionellen Methoden, einschließlich z. B. einer operativen Entfernung, einer Strahlentherapie und diversen systemischen Zytostasen/Antikörper-/etc. Therapien im bisherigen zeitlichen Verlauf eine Progression der Erkrankung nicht aufhalten konnten 





und





ein klinisch relevanter Erfolg von weiteren Standardmethoden demgemäß nicht zu erwarten ist 





sowie (aber bitte nur, falls zutreffend und entsprechende Befunde vorliegen)





aufgrund der schwerwiegenden Nebenwirkungen eine weitere systemische (Chemo-)Therapie nicht mehr zumutbar ist, 





desto aussichtsreicher ist nach meiner Erfahrung Ihr Auskunftsbegehren.






